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Zusammenfassung
Seit vielen Jahren verspricht die Elite Russlands die Stärkung der kleineren und mittleren Unternehmen 
(KMUs) und deren Rolle in der Volkswirtschaft. Manchmal überschlägt sich dabei die politische Rheto-
rik im Eifer des Gefechts und zuvor ausgerufene Ziele müssen revidiert werden. So geschehen auch mit den 
mittelfristigen Entwicklungszielen der KMUs, das heißt Firmen mit bis zu 250 Beschäftigten und 2 Mrd. 
Rubel Umsatz (ca. 30 Mio. Euro). Diese wurden im Nationalen Projekt mit dem Titel »kleine und mittlere 
Unternehmen und die Förderung des individuellen Unternehmertums« festgehalten. Zuerst sollte der Anteil 
dieser Unternehmen am BIP bis zum Jahr 2030 auf 40 % steigen, was später auf 32,5 % gesenkt wurde. 
Damit wäre das Land jedoch immer noch deutlich hinter anderen Industrienationen. In der EU beispiels-
weise betrug der Anteil 2019 knapp 56 %. Im Vergleich dazu steuerten russische KMUs im gleichen Zeit-
raum nur knapp 20 % zum BIP bei und selbst dieser niedrige Wert war seit einigen Jahren rückläufig. Die 
Probleme dafür sind im polit-ökonomischen System selbst zu finden und geben zudem Aufschluss darüber, 
wie und weshalb die politischen Lenker im Kreml auf die Corona-Krise antworteten und welche Konse-
quenzen dieses Handeln langfristig haben kann.

Die Auswirkungen des politischen Systems 
in Russland auf KMUs
Die wirtschaftlichen Strukturen des Landes ähneln 
stark den politischen. Dies ist auf die Politisierung der 
Wirtschaft zurückzuführen, die eine Konsequenz des 
Regimetyps ist. Im Klartext handelt es sich beim flä-
chenmäßig größten Land der Erde um einen autoritä-
ren Staat. Davon können zwei wichtige Einsichten in 
Bezug auf den Stellungswert von KMUs in einem sol-
chen politischen System abgeleitet werden:

Erstens werden KMUs von den Machthabern höchs-
tens als schlechtere Alternative zu Großunternehmen 
gesehen. Das liegt vor allem daran, dass Letztere, ins-
besondere wenn es sich um staatseigene Unternehmen 
handelt, einfacher zu kontrollieren sind, bzw. direkt für 
politische und finanzielle Interessen des Kremls einge-
setzt werden können. Somit sind z. B. mehr oder min-
der verpflichtende Wahlkampagnen in Großunterneh-
men ein häufiges Instrument, um die Wahlbeteiligung 
zu erhöhen. Gleichzeitig kann der potenzielle Verlust sei-
nes Arbeitsplatzes in einem Unternehmen für Arbeitneh-
mer abschreckend im Hinblick auf politischen Aktivis-
mus wirken. Je höher somit der Beschäftigtenanteil in 
Großunternehmen ist, umso einfacher kann von diesen 
Instrumenten Gebrauch gemacht werden; was in KMUs 
unter gleicher Zielsetzung aus rein logistischen Gesichts-
punkten weniger praktikabel wäre. Entsprechend die-
ser Devise gehen Berechnungen davon aus, dass unge-
fähr jeder zweite formell beschäftigte Arbeitnehmer in 
Russland in einem Unternehmen mit Staatsbeteiligung 
angestellt ist. Gleichzeitig können auch Entscheidungen 

von wenigen, bedeutenden Großunternehmen einfacher 
politisch gesteuert werden. Sie können so z. B. für außen-
politische Zwecke, wie im Falle von Gazprom, oder 
Patenschaften für Prestigeprojekte auf lokaler, regiona-
ler als auch auf föderaler Ebene genutzt werden. Es ist 
somit nicht verwunderlich, dass der Übergang in ein 
autokratisches System in Russland, der insbesondere 
nach der Machtübernahme Putins an Tempo zulegte, 
Hand in Hand mit der Zentralisierung sowie Verstaat-
lichung von zentralen Wirtschaftszweigen einherging.

Zweitens sind es die Auswüchse einer Autokratie, 
die stellvertretend für die Probleme stehen, die KMUs 
heute in Russland daran hindern, zu wachsen. Die poli-
tische Vereinnahmung von Großunternehmen in einem 
System mit formell schwachen Institutionen führte zu 
einer Zentralisierung der Korruption. Diese ging mit der 
Instrumentalisierung der Justiz einher, welche ein Mittel 
zum Zweck in den Händen des Kremls und ihm nahe-
stehender Personen darstellt. Das daraus resultierende 
unsichere institutionelle Umfeld und die Gefahr von 
Enteignungen stellt eine ungemeine Barriere für priva-
tes Unternehmertum dar. Wettbewerb zwischen Unter-
nehmen findet in einem solchen System weniger auf der 
Basis von wirtschaftlichen Aspekten denn des Zugangs 
zu politischen Ressourcen statt. So ist es wenig verwun-
derlich, dass es dann gerade die Großunternehmen sind, 
die im wirtschaftlichen Wettbewerb die mit Abstand 
besten Karten haben. Diese Wettbewerbsverzerrung 
ist insbesondere wichtig im Hinblick auf den Unter-
schied zwischen den theoretischen und den faktischen 
Rahmenbedingungen zum Führen eines Unternehmens.
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Aus der politischen Lenkung des freien Wettbe-
werbs auf dem Markt speist sich die generelle Einstel-
lung von autoritären Staaten gegenüber internationaler 
Kooperation. In der Wissenschaft allseits bekannt ist die 
Theorie des demokratischen Friedens, die besagt, dass 
demokratische Staaten deutlich weniger Kriege gegen-
einander führen. Gleichweg findet auch die These breite 
Zustimmung, dass diese Staaten stärkeren Handel mit 
der Außenwelt betreiben. Russland ist keine Ausnahme 
dieser Regel, sondern ein gutes Beispiel im umgekehrten 
Sinne. Mit zunehmendem Autoritarismus nahmen auch 
die Konflikte mit Nachbarländern zu, die wirtschaft-
lich in den Sanktionen, Embargos und der zunehmen-
den Isolierung Russlands kulminierten. Dies geschah 
parallel zu einer breit angelegten Strategie der Import-
substitution, bei der ausländische Güter durch einheimi-
sche Produkte ersetzt werden sollten. Insbesondere pro-
tektionistische Maßnahmen wurden dafür eingesetzt, 
die jedoch bei Ausbleiben von systemischen Reformen 
eine Umverteilung von breiten Bevölkerungsschichten 
zu Gunsten einiger, wenig konkurrenzfähiger Wirt-
schaftszweige darstellen.

Diese Einschränkungen sind von zentraler Bedeu-
tung. Denn das seit längerem rückläufige Kaufkraftni-
veau in Russland ist eine buchstäbliche Folge dieser Ent-
wicklungen. Selbst wenn KMUs von keinen direkten 
Folgen des unsicheren institutionellen Umfelds getrof-
fen werden sollten, beispielsweise in Form von Enteig-
nungen, so sind sie dennoch durch diese wirtschaftliche 
Stagnation gebeutelt. Im Unternehmensbarometer der 
KMU-nahen Organisation »Opora« wurde bereits lange 
vor der Corona-Krise das Fehlen an heimischer Pro-
duktnachfrage als Hauptgrund für eine negative Wirt-
schaftslage der KMUs erkannt. Diese Not wird dadurch 
erhöht, dass Russlands KMUs in überwältigender Mehr-
heit ausschließlich auf dem heimischen Markt agieren 
und nur für knapp 9 % der russischen Ausfuhren außer-
halb des Rohstoffsektors stehen. Dies erklärt auch, wieso 
bereits vor dem Ausbruch der Covid-19-Pandemie der 
Anteil russischer KMUs an der Wirtschaftsleistung des 
Landes zurückging, da jene überproportional von den 
hausgemachten Nachfrageproblemen getroffen waren.

Wieso der Staat 2020 anders als 2009 
handelte
Die Pandemie traf somit auf einen bereits angeschlage-
nen und im besten Falle stagnierenden KMU-Sektor in 
Russland. Der zuvor genannte Zugang zu politischen 
Ressourcen als wichtigstes Mittel zur Wettbewerbsfüh-
rung wird dabei auch deutlich in den Anpassungsme-
chanismen an Krisen sichtbar. Es gab zwar Stützungs-
maßnahmen, die die russische Regierung den durch 
die Corona-Krise gebeutelten Unternehmen anbot. 
Jedoch war die Dimension dieser Maßnahmen eine völ-

lig andere im Vergleich zu anderen, insbesondere west-
lichen Ländern. Gerade einmal 4,5 % des BIPs ver-
anschlagten all diese Maßnahmen bis Mai 2021. Im 
Vergleich dazu fielen die Stimuli und Hilfen in den USA 
mit 26 % und Deutschland mit 39 % des BIPs um ein 
Vielfaches höher aus. Auch waren direkte Unterstüt-
zungszahlungen, die man in Deutschland u. a. als Über-
brückungshilfen kennt, kaum Bestandteil der Maß-
nahmen der russischen Regierung. Ein Finanztopf zur 
Stützung von KMUs wurde zwar aufgelegt, jedoch ent-
hielt er gerade einmal 80 Mrd. Rubel, was in etwa 1 
Mrd. Euro entspricht. Während der ersten Welle, als 
sich das Land im Lockdown befand, wurden 12.000 
Rubel pro Arbeitnehmer an Unternehmen ausgezahlt. 
Dies geschah unter der Bedingung, dass die Firma min-
destens 90 % der Arbeitsplätze der Vorkrisenzeit beibe-
hielt. Dass dies jedoch mit umgerechnet 170 Euro pro 
Kopf eine ziemlich bescheidene Hilfszahlung ist, muss 
hierbei nicht gesondert erwähnt werden. Einen direk-
ten Kanal, um Umsatzausfälle zu kompensieren, ähn-
lich der in Deutschland bekannten Maßnahmen, gab 
es in Russland so gesehen nicht.

Wie Umfragen zeigen, nahmen KMUs neben dem 
Zurückgreifen auf Eigenmittel in erster Linie Kredite 
auf, um mit den negativen Konsequenzen der Pande-
mie zurechtzukommen. Von Seiten der Regierung wur-
den dafür die Voraussetzungen zur Kreditvergabe gelo-
ckert und Staatsbanken spielten eine beträchtliche Rolle 
in der praktischen Umsetzung. Ein spezielles Programm 
wurde explizit für KMUs aufgesetzt, das vorsah, kurz-
fristige Kredite (bis zu 12 Monate) mit einer niedri-
gen Verzinsung zur Verfügung zu stellen. In der Praxis 
stellte sich jedoch heraus, dass diese Kredite häufig ver-
wehrt wurden und eine hohe Ablehnungsquote (bis zu 
70 % in der ersten Welle) ließ sogar den Wirtschafts-
Ombudsmann, Boris Titov, im Kreml intervenieren, 
was letztlich von Erfolg geprägt war. Die gelockerten 
Bedingungen zur Kreditvergabe wurden von Seiten des 
Staates durch ein Moratorium für Inspektionen und 
einer Lockerung der Insolvenzregelungen komplemen-
tiert. Hinzu kamen Stundungen bzw. Verlagerungen 
für die Zahlung von Steuerschulden sowie Sozialabga-
ben. In der Gesamtwirtschaft sollen diese Maßnahmen 
zu Einsparungen von rund 25 Mrd. Euro (ca. 2 Billio-
nen Rubel) geführt haben. Jedoch waren sie, wie bereits 
erwähnt, relativ bescheiden in ihrem Umfang, insbeson-
dere in Anbetracht der knapp 118 Milliarden Euro, die 
der staatliche »Nationale Vermögensfonds« Russlands, 
der für genau solche Krisen gedacht ist, im März 2020 
zur Verfügung hatte. Diese Tatsache wirkt noch para-
doxer, wenn gleichzeitig die weitere Wertentwicklung 
dieses Vermögensfonds betrachtet wird. Der Gesamt-
wert stieg nämlich bis August 2020 auf über 145 Mrd. 
Euro an, da der Goldpreis im Zuge der Pandemie anzog 
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und das Edelmetall inzwischen die Größte Position die-
ses Fonds darstellt.

Dass der russische Staat jedoch auch anders wirt-
schaften kann, wurde während der Weltwirtschafts-
krise 2009 sichtbar. Damals pumpte der Kreml den 
Gegenwert von 6,8 % seines BIPs in den Markt in Form 
von Stützungsmaßnahmen und Stimuli, was den größ-
ten Wert aller G20-Staaten darstellte. Knapp 45 % des 
damaligen Reservefonds, der 2018 mit dem Nationalen 
Vermögensfond fusionierte, wurden dafür aufgebraucht. 
Dabei zeigten Studien, dass von diesen enormen Sum-
men überproportional stark Großunternehmen profi-
tierten. Dies trifft auch im Kern einen der zwei Gründe, 
weshalb der Kreml im Vergleich zu 2009 in der Corona-
Krise einen Paradigmenwechsel vollzog und deutlich 
zurückhaltender agierte.

Erstens kann anhand von Unternehmensdaten abge-
lesen werden, dass in erster Linie KMUs von den Ein-
schränkungen der ersten Welle getroffen waren. Wäh-
rend angenommen wurde, dass die Gewinne der größten 
Unternehmen des Landes um 8 % fallen werden, fielen 
sie für die anderen Unternehmen um rund 40 %. Zwei-
tens wird der 2009 noch nicht in diesem Ausmaß vor-
handene Fiskalkonservatismus des Kremls als zusätzli-
cher Grund für das Ausbleiben einer größeren Reaktion 
2020 sein. Es wurde viel über die russische Strategie der 
relativen Unabhängigkeit von globalen Schocks, ergo 
auch Sanktionen, geschrieben. Die Idee einen großen fis-
kalischen Puffer zu haben, um so den Einfluss von heu-
tigen und potenziell zukünftigen Strafmaßnahmen zu 
verringern, scheint den Kreml spätestens seit der Ukrai-
nekrise prioritär umzutreiben. Dies führte dazu, dass der 
Fiskalkonservatismus und die gleichzeitige Strategie zur 
Importsubstitution an Fahrt aufnahmen.

Staatliche Hilfen – nicht nur ein 
Angebotsproblem
Bei einer genaueren Untersuchung der KMUs wird dabei 
jedoch sichtbar, dass nicht einzig und allein das wenig 
ambitionierte Hilfspaket der russischen Regierung von 
Bedeutung ist. Selbst dieses eher bescheidene Angebot 
traf auf eine geringe Nachfrage seitens der Unternehmen. 
Die Betrachtung der Gründe für diesen Zustand führt 
wiederum zu den eingangs erörterten politischen Merk-
malen des Systems Putin. Laut Experten der Hochschule 
»RANEPA« nahmen knapp 90 % der KMUs die eigent-
lich verfügbaren Hilfen nicht an. Als Hauptgrund wur-
den das mangelnde Vertrauen der Unternehmer in die 
russische Regierung, die niedrigen Unterstützungssum-
men, sowie übermäßige Bürokratie angeführt. Andere 
Studien kamen zum Ergebnis, dass zwar 40  % der 
KMUs irgendeine Art von Hilfe in Anspruch nahmen, 
was dennoch 60 % der Unternehmen außen vorlässt.

Diese Kombination an mangelnder Nachfrage und 
eines mangelnden Angebots an staatlicher Unterstüt-
zung kann sich jedoch als tickende Zeitbombe heraus-
stellen. Denn dadurch, dass in erster Linie Stützungs-
kredite aufgenommen wurden, ist ein deutlicher Anstieg 
der Schuldenlast zu beobachten. Knapp zwei Drittel der 
kleinen Unternehmen in Russland werden inzwischen 
als Schuldner gesehen. Da die Kredite in der Regel für 
einen kurzen Zeitraum gedacht waren, nahen Rückzah-
lungstermine. Aus dem Sberbank-»KMU Wachstums-
index« wird deutlich, dass nicht einmal die Hälfte der 
verschuldeten KMUs in der Lage ist, jene nun zurück-
zuzahlen. Und obgleich der Aussetzung der Insolvenz-
regeln für KMUs im Zuge der Pandemie schloss bis 
August 2020 knapp jedes fünfte KMU. Parallel dazu 
kamen zwar neue Unternehmensgründungen, jedoch 
schlug der Nettoverlust an Unternehmen dieser Art in 
diesem Zeitraum mit knapp 4,2 % zu Buche.

Nichtsdestotrotz hellte sich die Situation der KMUs 
im Zuge der zweiten und dritten Pandemiewelle auf, was 
in erster Linie auf das weitgehende Ausbleiben von pan-
demiebedingten Einschränkungen in Russland zurück-
geführt werden kann. Die Öffnung der Wirtschaft inmit-
ten einer Pandemie kann dabei als Weg gesehen werden, 
den heimischen Konsum, das Hauptproblem der KMUs, 
zu stärken, insbesondere in einer Lage, in der der Kreml 
nicht gewillt ist, größere Stimuli auf den Weg zu bringen 
und den Unternehmen augenscheinlich das Vertrauen 
in die Regierung fehlt, jene anzunehmen. Der Nachteil 
dieser Politik liegt jedoch auf der Hand, nämlich viele 
Todesfälle und ungeahnte Langzeitfolgen für Betroffene. 
Die tatsächliche Übersterblichkeit in Russland während 
der Pandemie wird dementsprechend von verschiedenen, 
unabhängigen Stellen auf 400.000 bis 600.000 Toten 
beziffert, was einen der höchsten Werte weltweit darstellt.

Die aktuellen Maßnahmen und das damit verbun-
dene Rückgreifen vieler KMUs auf Kredite führen somit 
viele dieser Unternehmen vor die langfristige Zahlungs-
unfähigkeit. Besonders weil viele KMUs bereits vor der 
Pandemie zu kämpfen hatten und die Probleme durch die 
Krise und die spärliche Antwort darauf von Seiten des 
Kremls potenziert wurden. Eine Negativspirale ist seit 
längerer Zeit im Gange und wenig deutet auf einen Aus-
bruch daraus hin. Auch im ersten Quartal 2021 sanken 
die real verfügbaren Einkommen der Bevölkerung um 
3,6 %, was das achte Jahr des Rückgangs in Folge dar-
stellt. Der Grund dafür ist im politischen System selbst zu 
finden. Sollten keine tiefgreifenden Systemreformen kom-
men, so wird die durch die Corona-Pandemie gestiegene 
Schuldenlast für viele KMUs den Tod auf Raten bedeuten.

Informationen über den Autor und Lesetipps finden Sie auf der 
nächsten Seite.



Russland-Analysen Nr. 404, 24.06.2021 13

Über den Autor:
Michael Martin Richter ist wissenschaftlicher Mitarbeiter der Forschungsstelle Osteuropa (FSO) an der Universität 
Bremen sowie Doktorand der Bremen International Graduate School of Social Sciences (BIGSSS).

Der Beitrag wurde im Rahmen des von der EU finanzierten Innovativen Trainingsnetzwerks »MARKETS« verfasst und 
stellt ausschließlich die Meinung des Autors dar.

Lesetipps:
•	 Åslund, Anders. Russia’s Crony Capitalism. Yale University Press, 2019.
•	 Belton, Catherine. Putin’s people: how the KGB took back Russia and then took on the West. Farrar, Straus and 

Giroux, 2020.
•	 Dawisha, Karen. Putin’s kleptocracy: who owns Russia?. Simon and Schuster, 2015.
•	 Miller, Chris. Putinomics: Power and money in resurgent Russia. UNC Press Books, 2018.
•	 Sakwa, Richard. Putin redux: Power and contradiction in contemporary Russia. Routledge, 2014.

STATISTIK

Covid-19 in Russland, Stand 24. Juni 2021

Grafik 1:	 Ausbreitung von Covid-19 in Russland (tägliche Fallzahlen, 01. März 2020 – 24. Juni 2021)

Die detaillierten Werte vom 01.03.2020–14.05.2021 können in der Statistik »Covid-19 in Russland« in den Russland-Analysen 393–402 eingesehen werden.
Experten gehen davon aus, dass die offiziellen Zahlen um ein Vielfaches zu niedrig ausfallen. Die Dunkelziffer kann im Fall der Todesfälle anhand der Über-
sterblichkeit geschätzt werden. Die/der Leser/in sei auch auf die Texte und Statistiken auf den S. 2–26 in den Russland-Analysen 400 (https://www.laender-
analysen.de/russland-analysen/400/) verwiesen . Die offiziellen Zahlen geben aber die öffentlich kommunizierte Einschätzung und Entwicklung der epi-
demiologischen Lage wieder, weshalb wir uns als Redaktion entschlossen haben, sie an dieser Stelle zu veröffentlichen.
Quelle: Johns Hopkins Universität. Stand: 24.06.2021, 12:22 Uhr MESZ https://coronavirus.jhu.edu/map.html; https://github.com/CSSEGISandData/
COVID-19/blob/master/csse_covid_19_data/csse_covid_19_time_series/time_series_covid19_confirmed_global.csv
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Die Covid-19-Statistik wird nach dem Ende der Sommerpause eingestellt. Interessierte Leser_innen können sich über den Verlauf der Co-
vid-19-Pandemie in Russland unter Verwendung entsprechender Filter auf folgenden Seiten im Internet informieren: https://coronavirus.
jhu.edu/map.html, https://github.com/CSSEGISandData/COVID-19/blob/master/csse_covid_19_data/csse_covid_19_time_
series/time_series_covid19_confirmed_global.csv, https://github.com/CSSEGISandData/COVID-19/blob/master/csse_covid_19_
data/csse_covid_19_time_series/time_series_covid19_deaths_global.csv, https://github.com/owid/covid-19-data/blob/master/
public/data/vaccinations/country_data/Russia.csv.
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